KrEels([NA

DER LANDRAT

22.07.2024 Niederschrift 002/2024

Kreisausschuss
am 22.04.2024 | Kreishaus Unna | Friedrich-Ebert-StraBe 17 | 59425 Unna | C.002-C.003

Beginn 16:00 Uhr Ende 17:45 Uhr

Anwesend:

Vorsitzender
Herr Mario Lohr

Kreistagsmitglieder SPD

Frau Martina Eickhoff

Herr Hartmut Ganzke

Frau Christine Hupe

Herr Jens Schmiilling Vertretung fiir Herrn Jens Hebebrand
Herr Martin Wiggermann

Kreistagsmitglieder CDU

Frau Annika Brauksiepe

Herr Peter Dérner Anwesend ab 16.11 Uhr
Frau Annette Droege-Middel Anwesend bis 17.35 Uhr
Herr Wilhelm Jasperneite

Herr Marco Morten Pufke

Kreistagsmitglieder Biindnis 90 / Die Griinen im Kreistag
Frau Sandra Heinrichsen
Frau Anke Schneider

Kreistagsmitglieder FDP
Herr Michael Klostermann

Kreistagsmitglieder GFL + WfU
Herr Prof. Dr. Johannes R. Hofnagel

Kreistagsmitglieder DIE LINKE - UWG Selm
Frau Katja Wohlgemuth

Verwaltung

Herr Mike-Sebastian Janke, Kreisdirektor | Dez. |
Herr Adrian Kersting, Dezernent | Dez. Il

Herr Torsten Gopfert, Dezernent | Dez. IlI

Herr Nils-Holger Gutzeit, Dezernent | Dez. IV



Frau Dr. Katrin Linthorst, Dezernentin | Dez. V

Frau Leonie Engelhardt, Gleichstellungsbeauftragte

Herr Ralf Oxe, Leiter Zentrale Dienste | FD 11

Herr Guido Ponto, Leiter Stabsstelle Digitalisierung | DI

Frau Silke Liebig, Leiterin Biro Landrat, Kreistag, Gleichstellung

Frau Sabrina Albert, Schriftfihrerin | Biro Landrat, Kreistag, Gleichstellung

Abwesend:

Kreistagsmitglied SPD
Herr Jens Hebebrand

Einzelmitglied
Frau Marion Kipper

Tagesordnung:

Offentlicher Teil

Punkt 1 Bestellung einer Schriftfihrerin
Punkt 2 Fragestunde flr Einwohner*innen
Punkt 3 Bericht der Gleichstellungsbeauftragten;

BE: Gleichstellungsbeauftragte Leonie Engelhardt

Punkt 4 Bericht zur Personalsituation;
BE: Kreisdirektor Mike-Sebastian Janke

Punkt 5 Bericht zum Stand der Digitalisierung;
BE: Kreisdirektor Mike-Sebastian Janke

Punkt 6 030/24 Genehmigung einer Dienstreise zur Stadt Shtime - Republik Kosovo

Punkt 7 Mitteilungen der Verwaltung und Anfragen

Nichtoffentlicher Teil

Punkt 8 Mitteilungen der Verwaltung und Anfragen
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Herr Landrat Lohr begrift die Anwesenden und erdffnet die Sitzung. Er teilt mit, dass die Einladung zu der
Sitzung am 11.04.2024 versandt wurde. Da sich auf seine Frage hin niemand meldet, dem die Einladung nicht
fristgerecht zugegangen ist, stellt er die form- und fristgerechte Einladung sowie die Beschlussfahigkeit des
Kreisausschusses fest.

Anderungen oder Ergdnzungen in der Tagesordnung ergeben sich nicht, so dass wie folgt beraten wird:

Offentlicher Teil
Punkt 1 Bestellung einer Schriftfiihrerin
Beschluss

Auf Vorschlag des Landrates wird Frau Sabrina Albert zur Schriftflhrerin fur diese Sitzung des Kreisausschus-
ses bestellt.

Abstimmungsergebnis
einstimmig beschlossen

Punkt 2 Fragestunde fiir Einwohner*innen

Fragen von Einwohner*innen ergeben sich nicht.

Punkt 3 Bericht der Gleichstellungsbeauftragten;
BE: Gleichstellungsbeauftragte Leonie Engelhardt

Erérterung
Frau Engelhardt berichtet anhand einer Prasentation Uber aktuelle Themen aus dem Bereich der Gleichstel-

lung (siehe Anlage 1 zur Niederschrift).

Punkt 4 Bericht zur Personalsituation;
BE: Kreisdirektor Mike-Sebastian Janke

Erérterung
Herr Oxe berichtet anhand einer Prasentation zur Personalsituation in der Kreisverwaltung Unna (siehe Anla-

ge 2 zur Niederschrift).

Auf Nachfrage von Frau Wohlgemuth erklart Herr Oxe, dass sich der Betreuungsrahmen der Kindertagespfle-
ge bei der Kreisverwaltung auf den Tag beschréanke. Es werde angestrebt eine Betreuungszeit von etwa 07.30
bis 16.30 Uhr anzubieten.

Weiterhin erldutert er die Griinde fir das Aussetzen der weiteren Runden der Mitarbeitendenbefragung. In
einer Feedbackveranstaltung unter Beteiligung der Fihrungskréafte habe sich herauskristallisiert, dass auf-
grund der unzureichenden Auswertungsmoglichkeiten mit den vorliegenden Ergebnissen nicht weitergear-
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beitet werden kdnnte. Man habe sich zudem die Frage gestellt, wie die Daten in die hdheren Ebenen aggre-
giert werden koénnten. Im Prozess einer Selbstreflexion habe man sich sodann gefragt, ob es sinnvoll sei, in
den anstehenden Befragungsrunden genau dieselben Fragen nochmal ins Haus zu geben oder vielmehr ei-
nen “Cut” zu machen und die Befragung nochmal neu aufzusetzen.

Herr Klostermann bedankt sich fiir den umfangreichen Bericht. Er halte eine Beteiligungsquote von 40 % bei
einer Mitarbeitendenbefragung fiir eher niedrig und stelle sich die Frage, ob den Mitarbeiter*innen das Ziel
und somit auch der Zweck der Befragung moglicherweise nicht erkenntlich gewesen sei. Der Prozess solle
immerhin dauerhaft zu einer Verbesserung fliihren. Die Ergebnisse sollten zudem dazu dienen das Arbeitsum-
feld nachhaltig zu verbessern. Darliber hinaus wolle man das bestehende Personal halten und zufrieden stel-
len. Eine wichtige Frage ware somit, ob man seinen Arbeitgeber weiterempfehlen kénne. Mit der Befragung
schaffe man es jedoch nicht, neues Personal zu gewinnen. Weiterhin halte er es fiir notwendig zu wissen,
welche Anforderungen neues Personal an einen Arbeitgeber stelle. Er sehe zukiinftig ein Problem in der Ge-
winnung ausreichenden Personals fir die kommunale Verwaltung. Die Aufgaben seien daher so zu gestalten,
dass man kiinftig mit deutlich weniger Personal auskomme.

Herr Landrat Lohr gibt Herrn Klostermann in Bezug auf seine letzte Aussage Recht. Der Prozess nehme je-
doch Zeit in Anspruch. Weiterhin befinde man sich diesbeziliglich in Gesprachen mit den Kommunen. Man
drange als Kreis auf die interkommunale Zusammenarbeit (IKZ). Hierzu gebe es noch Diskussionsbedarf. Es
sei ggf. erforderlich, dass auch die Kreistagsmitglieder mit ihren Kommunen und Verwaltungen das Gesprach
suchten, um eine entsprechende Bewegung zu initiieren. In Bezug auf die Mitarbeitendenbefragung sei der
ausschlaggebende Punkt nicht, dass das bestehende Personal mit dem Kreis Unna als Arbeitgeber unzufrie-
den sei, jedoch nahme der Druck durch die Aufgabendichte stetig zu. Flr die Befragung habe er sich eben-
falls eine groBere Beteiligung gewlinscht. Die nun eingerichtete Arbeitsgruppe ,Weiterentwicklung” habe
jedoch aufgezeigt, dass man Fragen anders formulieren misse. Insofern sei es fiir die Verwaltungsleitung
nicht zielfihrend an der Befragungsrunde in der bestehenden Form weiter festzuhalten. Hinsichtlich der Per-
sonalgewinnung befinde man sich auf einem guten Weg. Es seien zwei neue Personen eingestellt worden,
um den Bereich der Personalgewinnung noch einmal neu aufzustellen. Es sei u.a. geplant, zukinftig mit
Hochschulen zusammen zu arbeiten.

Herr Ganzke erklart fir die SPD-Fraktion, dass man den Weg von Herrn Klostermann nicht unterstiitze. Man
musse weiterhin Mitarbeiter*innen fir die Kreisverwaltung gewinnen, da der Bedarf an Personal nicht weni-
ger werde. Zudem halte er es firr sinnvoll, sich bezogen auf die Personalgewinnung durch ein erfahrenes
Institut beraten zu lassen. Die Gleichstellungsbeauftragte sowie die Personalvertretung auf diesem Weg mit
einzubinden, halte er fir richtig. Er gehe davon aus, dass das Ergebnis zunédchst im Verwaltungsvorstand dis-
kutiert und anschlieBend der Politik vorgelegt werde. Die Thematik sei wichtig, sodass diese durchaus im
Kreistag behandelt werden sollte.

Herr Landrat Lohr erganzt, dass der Schwerbehindertenbeauftragte sowie die Jugend- und Auszubildenden-
vertretung ebenfalls in die Thematik der Personalgewinnung eingebunden seien.

Herr Kreisdirektor Janke erklart, man habe sich in den ersten Befragungsrunden institutionell beraten lassen.
Weiterhin habe man im Nachgang Veranderungen vorgenommen und nachgesteuert. Mit Blick auf die Er-
gebnisse halte er es fiir notwendig, flexibel zu bleiben, um sich bei Bedarf neu aufstellen zu kdnnen. Dartiber
hinaus sei eine Pause unerlasslich gewesen, um mit den Mitarbeiter*innen ins Gesprach zu kommen. Zwi-
schenzeitlich sei der Arbeitskreis etabliert worden, welcher sich u.a. mit dem Aufbau weiterer Befragungsrun-
den beschéftige. Die Resultate seien leitbildpragend und somit maBgeblich fir die Gestaltung weiterer Befra-
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gungsrunden. Bei einem derart groBen Personalkdrper sei das Verfahren zudem als Prozess zu verstehen und
von Anfang an entsprechend aufgelegt worden. Es sei bereits im Vorhinein kommuniziert worden, dass nicht
nur eine Momentaufnahme geplant sei. Ziel sei es ein Instrument zu finden, um kontinuierlich im Austausch
zu bleiben. Man misse nun auf der Grundlage der gesammelten Erfahrungen Riickschliisse ziehen und nach-
steuern, um sich dynamisch aufstellen zu kénnen.

Hinsichtlich der IKZ und der Mdglichkeit, Ressourcen zu blindeln, sehe er eine schwierige Gemengelage. Er
habe feststellen missen, dass IKZ immer dann bei den Kommunen eine Rolle spiele, wenn die Aufgabenerle-
digung bereits suboptimal laufe. In diesem Fall bedeute eine IKZ haufig, dass der Kreis die Aufgaben tber-
nehmen solle. Die Kreisverwaltung sei jedoch, im Vergleich zu den Akteuren um sie herum, fiir die Erledigung
dieser Aufgabenbereiche eher suboptimal aufgestellt. Er halte es daher flr sinnvoll, Energien zu biindeln und
sich dort schlagkréftiger aufzustellen. Dies ende oftmals an den stadtischen Grenzen, wo man noch Aufga-
benstrukturen wahnt, die man noch ordentlich und erfolgreich erfiillen kann. Insofern sei die Weiterentwick-
lung der IKZ ein eher schwer zu behandelndes Themenfeld. Man befinde sich jedoch kontinuierlich im Aus-
tausch. So habe erst in der vergangenen Woche die Konferenz der Kdmmerer*innen stattgefunden, bei der
dieses Thema ebenfalls diskutiert worden sei.

Herr Prof. Dr. Hofnagel erkundigt sich nach der Entwicklung der Quote zur Mitarbeitendenbefragung. Er be-
zweifle zudem die Notwendigkeit, jede Befragung von einem Institut begleiten zu lassen. Darliber hinaus
seien ihm die Konsequenzen der Befragung nicht klar. Bezugnehmend auf die IKZ sei allen Beteiligten von
Anfang an bewusst gewesen, dass es sich um ein ,dickes Brett” handele, das zu bohren sei. Weiterhin werde
seitens der Expert*innen vermutet, dass die IKZ nur durch eine gesetzliche Verankerung wiederbelebt werden
kénne. Er wolle noch einmal fiir einen Workshop werben, zu dem die Spitzen der jeweiligen Ratsfraktionen
neben den Verwaltungsleitungen eingeladen werden. Nur so kdnne man die Verwaltungsspitzen mehr in die
Pflicht nehmen und den Druck erhéhen.

Herr Landrat Lohr stimmt den Aussagen von Herrn Prof. Dr. Hofnagel Gberwiegend zu. Er wolle jedoch in
erster Linie einen Konsens mit den Verwaltungen erzielen. Es sei aus seiner Sicht politisch erforderlich, dass
der Druck aus den Kommunen zunachst in die Verwaltungen getragen werde. In Bezug auf die IKZ biete der
Kreis nach wie vor Unterstitzungsmoglichkeiten an. Aktuell sei es lediglich gangbar, einen Appell an die
Kommunen zu richten und die Diskussion erneut aufzunehmen.

Herr Oxe erldutert, dass eine derartige Befragungsrunde erstmalig bei der Kreisverwaltung durchgefiihrt
worden sei. Vergleichswerte aus vorherigen Befragungen lagen somit nicht vor. In Bezug auf die Konsequen-
zen der Befragungen, schlieBe er sich den Worten von Herrn Kreisdirektor Janke an, dass das Vorhaben als
Prozess zu verstehen sei. Weiterhin wiirden die Ergebnisse der Befragungen den unmittelbaren Vorgesetzen
aller Ebenen zur Verfiigung gestellt. Diese erhielten somit eine Ubersicht (iber ihren Bereich und kénnen ent-
sprechende Riickschllsse ziehen. Den Prozesscharakter miisse man an dieser Stelle ganz klar hervorheben.

Herr Landrat Lohr erganzt, es seien zwei Befragungsrunden durchgefiihrt worden. Man mdsse kritisch be-
trachten, dass zu diesem Zeitpunkt nicht hinreichend informiert worden sei. Es seien anfanglich vier Befra-
gungsrunden geplant gewesen. Die Fragen sollten urspriinglich in jeder Runde identisch sein, ausgenommen
im Falle des Bedarfs einer Anpassung. In der ersten Befragungsrunde habe die Beteiligungsquote bei 40%
gelegen, in der zweiten Runde hingegen bei etwa 15%. Die Befragung und die damit verbundene geringe
Beteiligung wurde in der darauffolgenden Personalversammlung thematisiert. Daraufhin sei der Arbeitskreis
Weiterentwicklung” etabliert worden. Es sei festgestellt worden, dass bezogen auf das bestehende Format,
nachgesteuert werden musse. Die Befragung sei u.a. auch als Abfrage einer Bewertung Uber die Fihrungs-
krafte gewertet worden. Ihm sei jedoch wichtig zu erfahren, wie die Stimmungslage bei den Kolleg*innen sei.
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Nur so sei eine Verbesserung madglich, nicht zuletzt, da man im Wettbewerb mit anderen Verwaltungen ste-
he. Hinsichtlich der Anpassung und Neuaufstellung weiterer Befragungsrunden mochte er die Kolleg*innen
eng mit einbeziehen. Er halte es fir wichtig, dass dieser Prozess extern begleitet werde. Zeitlich sei geplant,
die Thematik bis Ende des Jahres abzuschlieBen. Zu diesem Zeitpunkt wolle man Ergebnisse vorlegen, mit
dem Ansatz, an erforderlichen Stellen Verdnderungen herbeizufihren.

Herr Klostermann betont noch einmal, es gehe ihm nicht um einen Personalabbau. Er wolle lediglich verhin-
dern, dass in den Verwaltungen Aufgaben von immer weniger Personen mit einer daraus resultierenden Ar-
beitsverdichtung erflllt werden missten. Es sei zwingend erforderlich, Prozesse zu optimieren und zu veran-
dern. Im Rahmen der Digitalisierung sei bspw. fraglich, wann es moglich sei, Prozesse so zu gestalten, dass
man Personalkapazitaten gewinne.

Herr Landrat Lohr erklart, im Zuge der Digitalisierung habe man einen Personalzuwachs von vier bis acht
Stellen gewonnen. Um die Digitalisierung im Hause deutlich zu beschleunigen, sei bereits anfanglich kom-
muniziert worden, dass man zwanzig Stellen bendétige. Obwohl die Notwendigkeit unumstritten sei, habe
man im Stellenplan mit Blick auf den Haushalt darauf verzichtet, weitere Stellen in diesem Bereich auszuwei-
sen. Die Digitalisierung hebe zwar die Synergien, flihre jedoch nicht zu Personaleinsparungen, sondern eher
zu Personalverlagerungen.

Herr Ganzke fragt an, wann man mit kinstlicher Intelligenz (KI) in der Lage sei, Leistungsbescheide in der
Kreisverwaltung zu erstellen.

Herr Kreisdirektor Janke erkldrt, die Problematik liege nicht in der Ausweisung von Stellen im Bereich der IT.
Die Herausforderung liege vielmehr in der fachlich addaquaten Besetzung dieser Stellen. Das Digitalisierungs-
management unter der Leitung von Herrn Ponto arbeite, gerade im interkommunalen Vergleich, extrem
schnell. Die Digitalisierung von Prozessen fiihre jedoch nicht zum gewiinschten Ziel, wenn es dort wo die
Verwaltung dieser Prozesse administriert werde an Personal fehle. KI wiirde derzeit noch keine erhebliche
Arbeitsersparnis fur die Sachbearbeiter*innen bedeuten. Mittel- bis langfristig werde Kl zu Veranderungen
fuhren, sofern alle Datensatze miteinander verschnitten seien sowie in der gleichen Datenqualitat erhoben
werden. Weiterhin misse zunachst der Austausch der Behdrden untereinander gelingen. Tendenziell sei dies
noch Zukunftsmusik.

Punkt 5 Bericht zum Stand der Digitalisierung;
BE: Kreisdirektor Mike-Sebastian Janke

Erérterung
Herr Ponto berichtet anhand einer Prasentation zum aktuellen Stand der Digitalisierung (siehe Anlage 3 zur

Niederschrift).

Auf Nachfrage von Frau Heinrichsen erldutert Herr Ponto, dass die digitalen Dienstleistungen unterschiedlich
stark in Anspruch genommen wirden. Exotischere Dienstleistungen wiirden somit eher stiefmitterlich be-
handelt. Wohingegen andere Dienstleistungen echte ,Highflyer” seien, welche die Zielgruppe trafen und eine
hohe Akzeptanz aufwiesen. An vielen Stellen frage man sich, weshalb Dienstleistungen noch nicht in dem
MaB angenommen wiirden, wie es mdglich sei. Diesen Punkt wolle man nun aktiv angehen. Zudem erhalte
man vereinzelt positive Riickmeldungen zu den genutzten Dienstleistungen. Er wiinschte sich jedoch mehr
konstruktive Kritik.
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Herr Kreisdirektor Janke erganzt, die Mdglichkeit, digitale Dienstleistungen in Anspruch zu nehmen, hange
haufig auch mit der Zielgruppe und der damit einhergehenden Affinitdt zusammen. Weiterhin sei mit dem
Onlinezugangsgesetz (OZG) lediglich der Zugang zu digitalen Verwaltungsleistungen in die Perspektive ge-
stellt worden. Demzufolge hatten sich die Verwaltungen damit beschéftigt, zundchst den Onlinezugang zu
ermdglichen. Man misse sich nun damit auseinandersetzen, wie der Prozess aufgestellt sei und dieser in die
Verwaltungsabldufe und -workflows hinein funktioniere. Der Kreis habe sich von Anfang an bemiht, dies
anders zu gestalten. An vielen Stellen mit einem ordentlichen Erfolg. Zur Wahrheit gehére dennoch dazu,
dass dies noch nicht Uberall gelungen sei. So wiirde der Druck erst eklatant, wenn man analoge Prozesse
nach deren Digitalisierung auch aufgeben wiirde. Sodann wiirde die Fragestellung, wie dieser Prozess funkti-
oniere und digital organsiert sei, signifikant in den Fokus riicken. Zu gegebener Zeit wiirde man an Effizienz
gewinnen und die Perspektive auf den Ablauf in den Workflows verandern. Dieser Moment sei jedoch, anders
als die Frage nach Kl, deutlich ndher zu diskutieren und zu beantworten. Nicht zuletzt, da dies Ressourcen-
und Effizienzgewinn bedeuten wiirde, wenn man nicht die Masse der analogen Workflows den gut funktio-
nierenden Digitalen daneben stellen wiirde.

Herr Landrat Lohr fuhrt aus, er habe mit Herrn Funke gemeinsam verschiedene Autohduser aufgesucht, um
diesen die digitalen Dienstleistungen naher zu bringen. Die Meinungen zur Inanspruchnahme der Dienstlei-
tungen im Bereich der Zulassungsstelle gingen seitens der Autohduser aus verschiedensten Griinden ausei-
nander. Er erklart, man misse Uberstunden abbauen und plane zum Jahresende (iber einen ldngeren Zeit-
raum das Kreishaus zu schlieBen. Selbstverstéandlich behalte man hier die auslaufenden FérdermaBnahmen im
Auge. Darliber hinaus wirde eine Mdglichkeit geschaffen, welche die Anmeldung von Kraftfahrzeugen bis
zum Jahresende ermdgliche.

Herr Kreisdirektor Janke erlautert auf Nachfrage von Herrn Klostermann, dass es sich bei dem QR-Code im
Rahmen der BuBgeldverfahren lediglich um einen Service handele. Das Buchhaltungssystem des Kreises sei
so aufgestellt, dass, sofern man korrekte Angaben mache, eingehende Zahlungen problemlos den entspre-
chenden Vorgangen zugeordnet werden kdnnten. Spannender sei der Workflow hingegen bei der Anmel-
dung von Kraftfahrzeugen oder beim Umtausch von Fihrerscheinen. An diesen Stellen sei es mdglich, Pro-
zesse vollstandig zu digitalisieren. Es scheitere jedoch haufig an dem Schriftformerfordernis. So seien seitens
der gesamtstaatlichen Organisation zunachst gesetzliche Grundlagen so zu entschlacken, um digitale Prozes-
se in der Verwaltung umsetzen zu kdnnen.

Punkt6 030/24 Genehmigung einer Dienstreise zur Stadt Shtime - Republik Kosovo

Erérterung
Herr Pufke weist noch einmal darauf hin, dass der Besuch der Stadt Shtime nicht mit der SchlieBung einer

weiteren Stadtepartnerschaft einhergehen sollte.
Beschluss
Die vom 04. bis 06. Mai 2024 geplante Dienstreise zur Stadt Shtime im Kosovo des Landrates Mario Léhr wird

genehmigt.

Abstimmungsergebnis

einstimmig beschlossen
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Punkt 7 Mitteilungen der Verwaltung und Anfragen

7.1 Victoriaflache Liinen

Herr Prof. Dr. Hofnagel erlautert, dass im Bereich der Victoriaflache in Linen aktuell BaumaBnahmen getatigt
wirden. Seitens der Birger*innen wiirde diesbezliglich eine erhebliche Geruchsbeldstigung kritisiert sowie
Bedenken hinsichtlich méglicher gesundheitlicher Auswirkungen geauBert.

Herr Landrat Lohr fiihrt aus, auch er sei in diesem Fall kontaktiert worden und habe die Anfrage umgehend
mit dem zustandigen Dezernenten thematisiert.

Herr Kersting erklart, man sei in der MaBnahme als untere Bodenschutzbehorde involviert. Das gesamte Sa-
nierungsprogramm der Stadt Liinen sei seitens der Bezirksregierung Arnsberg, im Einvernehmen mit dem
Kreis, genehmigt worden. Es gebe keinen Grund zur Annahme des Vorliegens gesundheitlicher Schaden. Es
seien Staubproben genommen und beprobt worden. Die Probenauswertung sei hinsichtlich der Chemik un-
auffallig gewesen. Seitens der Stadt Linen sei zudem in der vergangenen Woche eine Birgerinformation vor
Ort erfolgt, bei der er zugegen war. Weiterhin sei ein Kollege aus dem Sachgebiet in jeder Baustellenbespre-
chung anwesend. Zusatzlich habe man das Gesundheitsamt bereits um eine Stellungnahme gebeten mit der
Bitte um ein Biomonitoring der direkten Anwohner*innen.

Herr Prof. Dr. Hofnagel bittet um Priifung, ob mehrere Prifstellen zur Staubbelastung eingerichtet worden
seien. Weiterhin berichte ein Anwohner, er wiirde zusatzlich Giber die Kanalisation mit dem Geruch belastigt.
Die Geruchsbeldstigung Uber die Kanalisation zeige sich ebenfalls auf dem Victoriaplatz.

Herr Landrat Lohr erklart man nehme sich dieser Abgelegenheit weiterhin an und werde entsprechend be-
richten.

Nichtoffentlicher Teil

Punkt 8 Mitteilungen der Verwaltung und Anfragen

Mitteilungen der Verwaltung und Anfragen ergeben sich nicht.

Anlagen
1. Bericht der Gleichstellungbeauftragten

2. Bericht zur Personalsituation
3. Bericht zum Stand der Digitalisierung

gez. Sabrina Albert gez. Mario Lohr
Schriftfihrerin Vorsitzender

Seite 8 von 9



Seite 9 von 9



	Anwesenheit
	Name
	Entschuldigt
	BM_Text3
	Text
	Tagesordnung
	Nummer
	Vorlage
	Wortprotokoll
	Beschluß
	Abstimmungsergebnis
	Beschlussk
	AbstimmungK
	Zu
	BM_Text4

